
 

 

Errichtung und Betrieb von 6 Windkraftanlagen in 15936 Dahme/Mark OT Niebendorf-Heinsdorf  
    

Bekanntmachung des Landesamtes für Umwelt  
Vom 17. Juli 2018 

 
 

Die Firma Notus energy Development GmbH & Co. KG, Parkstraße 1 in 14469 Potsdam beantragt die 
Genehmigung nach § 4 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BlmSchG), auf den Grundstücken in 
der Gemarkung Niebendorf, Flur 1, Flurstücke 123, 131/3, 176, 221 und 224 sowie Flur 4, Flurstücke 33 
und 43 sechs Windkraftanlagen zu errichten und zu betreiben.  
 
Für das Vorhaben ist die Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung vorgesehen. 
 
Das Vorhaben umfasst im Wesentlichen die Errichtung und den Betrieb von sechs baugleichen 
Windkraftanlagen des Typs Vestas V150-4,2MW mit einem Rotordurchmesser von 150 m, einer 
Nabenhöhe von 123 m über Geländeoberkante zzgl. Fundamenterhöhung von 3 m und einer 
Gesamthöhe von 201 m. Die Nennleistung beträgt 4,2 MW je Anlage. Zu jeder Windkraftanlage gehören 
Fundament, Kranstellfläche und Zuwegung.  
 
Es handelt sich um eine Anlage der Nummer 1.6.2 V des Anhangs 1 der Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) sowie um ein Vorhaben nach Nummer 1.6.2 der Anlage 
1 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG). 
 
Die Inbetriebnahme der Windkraftanlagen ist im September 2019 vorgesehen. 
 
Auslegung 
 
Der Genehmigungsantrag sowie die dazugehörigen erforderlichen Unterlagen werden einen Monat 
vom 25. Juli 2018 bis einschließlich 24. August 2018 im Landesamt für Umwelt, 
Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Von-Schön-Straße 7, Zimmer 4.27 in 03050 Cottbus und im 
Bauamt der Amtsverwaltung Dahme/Mark, Abteilung II, Raum 203, Hauptstraße 48/49 in 15936 
Dahme/Mark ausgelegt und können dort während der Dienststunden von jedermann eingesehen 
werden. 
 
Die ausgelegten Unterlagen enthalten auch die Untersuchungen zur Prüfung der Umweltverträglichkeit, 
insbesondere Angaben zu Schall und Schattenwurf, Auswirkungen auf Avifauna, Fledermäuse, FFH- 
und SPA-Gebiete und eine naturschutzfachliche Eingriffs-/Ausgleichsplanung. Der Bericht zu den 
voraussichtlichen Umweltauswirkungen des Vorhabens (UVP-Bericht) ist während der Auslegungszeit 
auch im zentralen Internetportal des Landes Brandenburg veröffentlicht: https://www.uvp-verbund.de/bb 
 
Einwendungen 
 
Einwendungen gegen das Vorhaben können während der Einwendungsfrist vom 25. Juli 2018 bis 
einschließlich 24. September 2018 unter Angabe der Registriernummer 50.003.00/18/1.6.2V/T12 
schriftlich beim Landesamt für Umwelt, Genehmigungsverfahrensstelle Süd, Postfach 60 10 61 in 14410 
Potsdam oder elektronisch an die E-Mail-Adresse: t12_50.003.00_18@lfu.brandenburg.de oder bei der 
Amtsverwaltung Dahme/Mark, Bauamt, Hauptstraße 48/49 in 15936 Dahme/Mark erhoben werden. Mit 
Ablauf dieser Frist sind für das Genehmigungsverfahren alle Einwendungen ausgeschlossen, die nicht 
auf besonderen privatrechtlichen Titeln beruhen. 
 
 



 

 

Erörterungstermin 
 
Soweit gegenüber dem Vorhaben form- und fristgerecht Einwendungen erhoben werden, entscheidet 
die Genehmigungsbehörde nach Ablauf der Einwendungsfrist nach Ermessen, ob ein Erörterungstermin 
durchgeführt wird. Findet aufgrund dieser Entscheidung kein Erörterungstermin statt, so wird dies 
nochmals gesondert öffentlich bekannt gemacht. Gehen keine form- und fristgerechten Einwendungen 
ein, entfällt der Erörterungstermin. 
 
Der Erörterungstermin ist vorgesehen für den 7. November 2018 um 10 Uhr im Gasthof Dümichen, 
Illmersdorf 38 in 15936 Ihlow. Kann die Erörterung an diesem Tag nicht abgeschlossen werden, wird 
der Erörterungstermin an den folgenden Werktagen fortgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die 
form- und fristgerecht erhobenen Einwendungen auch bei Ausbleiben des Antragstellers oder von 
Personen, die Einwendungen erhoben haben, erörtert werden. 
 
Hinweise 
 
Die Einwendungen sind dem Antragsteller sowie den Fachbehörden, deren Aufgabenbereich berührt 
wird, bekannt zu geben. Auf Verlangen des Einwenders sollen dessen Name und Anschrift vor der 
Bekanntgabe unkenntlich gemacht werden, wenn diese zur ordnungsgemäßen Durchführung des 
Genehmigungsverfahrens nicht erforderlich sind. Die Zustellung der Entscheidung über die 
Einwendungen kann durch öffentliche Bekanntmachung ersetzt werden. 
 
Nach § 9 Absatz 1 UVPG war für das beantragte Vorhaben eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalls 
durchzuführen. Im Ergebnis dieser Vorprüfung wurde festgestellt, dass für das oben genannte 
Vorhaben die UVP-Pflicht besteht. Diese Feststellung beruht im Wesentlichen auf folgenden Kriterien: 
 
Die Standorte der Windkraftanlagen befinden sich auf einer landwirtschaftlich genutzten Fläche 
außerhalb der geschlossenen Ortslage des OT Niebendorf-Heinsdorf der Stadt Dahme/Mark innerhalb 
der im rechtsverbindlichen Regionalplan der Planungsgemeinschaft Havelland-Fläming als 
Windeignungsgebiet Nummer WE 39 bzw. WE 39a (Illmersdorfer Holz)  dargestellten Fläche. Im 
fraglichen Vorhabengebiet liegen für insgesamt 36 Windkraftanlagen Genehmigungen vor. Für alle 
Windkraftanlagen wurden im Genehmigungsverfahren die Umweltauswirkungen untersucht. Die 
bestehende Windfarm ist ein Vorhaben, für das bereits eine UVP durchgeführt worden ist.  
 
Die hier beantragten sechs Windkraftanlagen V150-4,2MW stehen in einem funktionalen 
Zusammenhang mit 14 weiteren Windkraftanlagen anderer Vorhabenträger, für die vorauslaufend 
Genehmigungsanträge gestellt worden sind. Die Genehmigungsverfahren sind noch nicht 
abgeschlossen. Die bestehende Windfarm wird um 20 Windkraftanlagen erweitert. Die Erweiterung 
überschreitet damit allein die Größen- und Leistungswerte für eine unbedingte UVP-Pflicht gemäß § 6 
UVPG (§ 9 Absatz 1 Nummer 1 UVPG). 
 
Diese Feststellung ist nicht selbständig anfechtbar. 
 
Rechtsgrundlagen 
 
Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwirkungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, 
Erschütterungen und ähnliche Vorgänge (Bundes-Immissionsschutzgesetz - BImSchG) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBl. I S. 1274), zuletzt geändert durch Artikel 3 des 
Gesetzes vom 18. Juli 2017 (BGBl. I S. 2771) 
 



 

 

Vierte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über 
genehmigungsbedürftige Anlagen - 4. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. Mai 
2017 (BGBl. I S. 1440) 
 
Neunte Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Verordnung über das 
Genehmigungsverfahren - 9. BImSchV) in der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Mai 1992 (BGBl. 
I S. 1001), zuletzt geändert durch Artikel 1 der Verordnung vom 8. Dezember 2017 (BGBl. I S. 3882) 
 
Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
24. Februar 2010 (BGBl. I S. 94), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Gesetzes vom 8. September 2017 
(BGBl. I S. 3370) 
 

Landesamt für Umwelt 
Abteilung Technischer Umweltschutz 1 
Genehmigungsverfahrensstelle Süd 

 


